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Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen

Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten 
in Zivilsachen (ZP-Statistik)

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 
vom 24. Oktober 2022

(1441-I.19)

I.

Der Ausschuss für Justizstatistik hat auf seiner letzten Sitzung 
verschiedene Änderungen der Anordnung über die Erhebung 
von statistischen Daten in Zivilsachen (ZP-Statistik) beschlos-
sen. Aus diesem Grund wird den Gerichten ein neuer Sonder-
druck der „Anordnung über die Erhebung von statistischen 
Daten in Zivilsachen (ZP-Statistik) – Stand: 1. Januar 2023“ als 
PDF-Datei zugänglich gemacht.

II.

Die Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten in 
Zivilsachen (ZP-Statistik) tritt in der neuen Fassung am 1. Ja-
nuar 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Allgemeine Verfügung 
der Ministerin der Justiz vom 26. November 2021 (JMBl. S. 114) 
außer Kraft.

Potsdam, den 24. Oktober 2022

Die Ministerin der Justiz

Susanne Hoffmann

Bekanntmachungen

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz
vom 11. Oktober 2022

Folgende abhanden gekommene Dienstausweise werden hiermit 
für ungültig erklärt:

–	 Frau Richterin am Amtsgericht Katrin Arbandt, Dienst-
ausweis-Nr. 206 704 ausgestellt am 25. Februar 2014, gültig 
bis 24. Februar 2024,

–	 Frau Gerichtsvollzieherin Kathleen Teinze, Dienstaus-
weis-Nr. 206 702, ausgestellt am 17. Juli 2013, gültig bis 
16. Juli 2023,

–	 Frau Justizvollzugshauptsekretärin Sabrina Babenschneider, 
Dienstausweis-Nr. 219 428, ausgestellt am 10. Februar 2020,

–	 Frau Marita Thielsen, Dienstausweis-Nr. 206 628, ausge-
stellt am 24. September 2012, gültig bis 31. August 2022.

Ich bitte alle Justizbehörden, insbesondere die Justizvollzugs-
anstalten, Vorkehrungen zu treffen, um eine missbräuchliche 
Benutzung der Ausweise zu verhindern. Feststellungen über den 
Verbleib des jeweiligen Ausweises sind umgehend den ausstel-
lenden Justizbehörden mitzuteilen.

Personalnachrichten

Ministerium der Justiz

Ernannt:
zur Regierungsrätin (im Beamtenverhältnis auf Probe): 
Regierungsbeschäftigte Christina Eichel

Ordentliche Gerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Richterin am Amtsgericht (als weitere aufsichtführende 
Richterin): Richterin am Amtsgericht Johanna Klühs in Orani-

enburg; zur Richterin am Amtsgericht: Richterin (kraft Auf-
trags) Bernadette Lindner in Prenzlau; zur Richterin: Assesso-
rin Alexandra Balcerzyk, Assessorin Tina Brinkema, Assessorin 
Mattea Suli Hinz, Assessorin Jennifer Knoll; zur Justizober-
amtsrätin – A 14 –: Justizoberamtsrätin Daniela Beiler in Bran-
denburg an der Havel; zur Sozialamtfrau/zum Sozialamtmann: 
Sozialoberinspektor Jochen Vollmer in Fürstenwalde/Spree, 
Sozialoberinspektorin Katja Roßky in Eberswalde; zur Justiz
oberinspektorin/zum Justizoberinspektor: Justizinspektorin 
Carolin Bräuer in Brandenburg an der Havel, Justizinspektor 
Thomas Broll in Brandenburg an der Havel; zum Justizamts-
inspektor: Justizhauptsekretär Udo Rausch in Brandenburg an 
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der Havel; zum Ersten Justizhauptwachtmeister: Justizhaupt-
wachtmeister Patrik Schüler in Brandenburg an der Havel,  
Justizhauptwachtmeister Stefan Gutsche in Nauen

Ruhestand:
Richter am Landgericht Jürgen Stahnke aus Potsdam; Justiz-
amtsinspektorin Renate Jann-Hanser aus Fürstenwalde/Spree; 
Justizobersekretärin Sandra Tilgner aus Cottbus; Erster Justiz-
hauptwachtmeister Jörg-Horst Trittschack aus Brandenburg an 
der Havel; Erster Justizhauptwachtmeister Ronald Schulz aus 
Königs Wusterhausen

Staatsanwaltschaften

Ernannt: 
zur Staatsanwältin (Richterin auf Probe): Assessorin Shirin 
Raske in Neuruppin, Assessorin Patricia Meyer in Potsdam

Verwaltungsgerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Richterin am Verwaltungsgericht: Richterin Juliane Twieg 
in Cottbus

Sozialgerichtsbarkeit

Ernannt:
zum Vizepräsidenten des Landessozialgerichts: Vorsitzender 
Richter am Landessozialgericht Jes Albert Möller

Ruhestand:
Vizepräsident des Landessozialgerichts Rainer Kuhnke

Entlassung:
Richterin auf Probe Charlotte Riese aus Neuruppin

Justizvollzug

Ernannt:
zur Justizvollzugshauptsekretärin/zum Justizvollzugshaupt-
sekretär – A 8 – (Beamtin/Beamter auf Lebenszeit): Justiz-
vollzugshauptsekretär Eric Hubatsch, Justizvollzugshauptsekre-
tärin Michaela Wildgrube bei der Justizvollzugsanstalt Branden-
burg an der Havel; zum Justizvollzugshauptsekretäranwärter 
(Beamter auf Probe): Michael Vocke bei der Justizvollzugsan-
stalt Brandenburg an der Havel

Ausschreibungen

Ministerium der Justiz

I.

Im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg vom 15. Au-
gust 2022 ist folgende Stellenausschreibung erfolgt:

„Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Landgericht Potsdam

	 eine Stelle für eine Präsidentin oder einen Präsidenten des 
Landgerichts

	 (Besoldungsgruppe R 5 BbgBesO)
	 – besetzbar zum 1. August 2023 –.

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom  
17. Dezember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der  
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Bewerbungen sind bis zum 15. September 2022 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterla-
gen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inof-
fiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.“

Auf diese Ausschreibung sind bisher keine Bewerbungen von 
Frauen eingegangen. Da in diesem Bereich Frauen unterreprä-
sentiert sind, wird hiermit gemäß § 7 Absatz 4 Satz 2 des Ge-
setzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentli-
chen Dienst im Land Brandenburg diese Ausschreibung erneut 
veröffentlicht. Frauen werden nochmals besonders aufgefordert, 
sich zu bewerben.

Bewerbungen sind bis zum 15. Dezember 2022 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 
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II.

Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegengese-
hen:

–	 bei dem Brandenburgischen Oberlandesgericht

	 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Ober-
landesgericht

	 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO)

–	 bei dem Landgericht Potsdam

	 zwei Stellen für eine Vorsitzende Richterin oder einen 
Vorsitzenden Richter am Landgericht

	 (Besoldungsgruppe R2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom  
17. Dezember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der  
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Dezember 2022 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterla-
gen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inof-
fiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.

III.

Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegengese-
hen:

–	 bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder) 

	 zwei Stellen für Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 
	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO) 

–	 bei der Staatsanwaltschaft Neuruppin 

	 eine Stelle für eine Staatsanwältin oder einen Staatsanwalt
	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO) 

–	 bei der Staatsanwaltschaft Potsdam 

	 drei Stellen für Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 
	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom  
17. Dezember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist nach Maßgabe der beamtenrecht-
lichen Regelungen (§§ 78 ff. des Landesbeamtengesetzes) mög-
lich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung der Stellen richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter auf Probe, die bereits im staatsanwalt-
schaftlichen Dienst des Landes Brandenburg beschäftigt sind. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Dezember 2022 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten – auch durch die Mitglieder des Gesamtstaatsan-
waltsrates – einverstanden sind.

IV.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Verwaltungsgericht Potsdam

	 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter 

	 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beförderungs-
bewerberinnen und -bewerber aus der Verwaltungsgerichtsbar-
keit des Landes Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. Dezember 2022 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 
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Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Richterwahlausschusses 
einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterla-
gen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inof-
fiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.

V.

Rücknahme einer Stellenausschreibung

Die im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg vom  
15. Juli 2022 veröffentliche Ausschreibung einer Stelle für eine 
Richterin oder einen Richter auf Probe (Besoldungsgruppe R 1 
BbgBesO) im richterlichen Dienst des Landes Brandenburg wird 
zurückgenommen.

VI.

Es wird – vorbehaltlich der haushaltsrechtlichen Vorausset-
zungen – Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg

	 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Finanzgericht

	 (Besoldungsgruppe R 3 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die „Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV)“, 
veröffentlicht im Justizministerialblatt vom 17. Dezember 2007, 
S. 180 ff., sowie auf die „Gemeinsame Allgemeine Verfügung 
über die Anforderungen für die Eingangs- und Beförderungs-
ämter im richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Dienst (An-
forderungsAV)“ der Senatorin für Justiz und der Senatorin für 
Integration, Arbeit und Soziales vom 5. Dezember 2007, veröf-
fentlicht im Amtsblatt für Berlin vom 14. Dezember 2007,  
S. 3204 ff., Bezug genommen.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern und auf die Inklusion schwer-
behinderter Menschen hinwirken sowie der Diversität der Be-
schäftigten wertschätzend begegnen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist gemäß §§ 4, 5 BbgRiG möglich.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG 
Brandenburg).

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen Gleich-
gestellte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Dezember 2022 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterla-
gen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inof-
fiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst eingeholt wird. 
Weiterhin sollen die Bewerberinnen und Bewerber aktiv auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern und die Inklusion 
schwerbehinderter Menschen hinwirken.

Hinweis:
Wir fördern aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeitenden und 
wertschätzen Vielfalt. Willkommen sind daher alle Bewer-
bungen – unabhängig von Geschlecht, ethnischer und sozialer 
Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter sowie 
sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität. Wir stre-
ben die Erhöhung des Anteils der Beschäftigten mit Migrations-
geschichte entsprechend ihrem Anteil an der Bevölkerung an. 
Personen mit familiärer Migrations- und Fluchtgeschichte wer-
den insoweit ermutigt, sich zu bewerben.

VII.

Es wird – vorbehaltlich der haushaltsrechtlichen Vorausset-
zungen – Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg

	 zwei Stellen für eine Richterin oder einen Richter auf Pro-
be oder kraft Auftrags 

	 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die „Allgemeine Verfügung der Minis
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV)“, 
veröffentlicht im Justizministerialblatt vom 17. Dezember 2007, 
S. 180 ff., sowie auf die „Gemeinsame Allgemeine Verfügung 
über die Anforderungen für die Eingangs- und Beförderungs-
ämter im richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Dienst (An-
forderungsAV)“ der Senatorin für Justiz und der Senatorin für 
Integration, Arbeit und Soziales vom 5. Dezember 2007, veröf-
fentlicht im Amtsblatt für Berlin vom 14. Dezember 2007,  
S. 3204 ff., Bezug genommen.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern und auf die Inklusion schwer-
behinderter Menschen hinwirken sowie der Diversität der Be-
schäftigten wertschätzend begegnen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist gemäß §§ 4, 5 BbgRiG möglich.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG 
Brandenburg).

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
Gleichgestellte werden bei gleicher Eignung, Befähigung und 
Leistung bevorzugt berücksichtigt. 
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Bewerbungen sind bis zum 15. Dezember 2022 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Hinweis:
Wir fördern aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeitenden und 
wertschätzen Vielfalt. Willkommen sind daher alle Bewer-
bungen – unabhängig von Geschlecht, ethnischer und sozialer 
Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter sowie 
sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität. Wir stre-
ben die Erhöhung des Anteils der Beschäftigten mit Migrations-
geschichte entsprechend ihrem Anteil an der Bevölkerung an. 
Personen mit familiärer Migrations- und Fluchtgeschichte wer-
den insoweit ermutigt, sich zu bewerben.

VIII.

Es wird Bewerbungen entgegengesehen 

für die Neubesetzung
einer Notarstelle in Panketal

zum 1. März 2023.

Die Bewerberinnen/Bewerber müssen

–	 die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Rich-
tergesetz erlangt haben 

oder

–	 ein rechtswissenschaftliches Studium an einer Universität 
oder Hochschule der ehemaligen DDR mit dem Staatsexa-
men abgeschlossen und einen zweijährigen Vorbereitungs-
dienst mit einer Staatsprüfung absolviert haben. Auf den 
Vorbereitungsdienst mit der Staatsprüfung wird verzichtet, 
wenn die Bewerberin/der Bewerber als Notarin/Notar in 
einem Staatlichen Notariat tätig war oder zehn Jahre als 
Juristin/Jurist gearbeitet hat und notarspezifische Kenntnisse 
nachweist.

Nach § 5a Satz 1 der Bundesnotarordnung soll zum hauptberuf-
lichen Notar in der Regel nur bestellt werden, wer bei Ablauf 
der Bewerbungsfrist einen dreijährigen Anwärterdienst als Notar
assessor geleistet hat und sich im Anwärterdienst des Landes 
befindet, in dem er sich um die Bestellung bewirbt.

Es besteht die Verpflichtung zur Übernahme der Aktenverwal-
tung der Urkundengeschäfte der Amtsvorgängerin.

Bewerbungen sind in dreifacher Ausfertigung an das Ministeri-
um der Justiz des Landes Brandenburg, Abteilung II – Notaran-
gelegenheiten –, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu 
richten und müssen bis zum 15. Dezember 2022 eingegangen 
sein. Sie haben die in Abschnitt II Nummer 3 der Allgemeinen 
Verfügung des Ministers der Justiz über die Angelegenheiten 
der Notarinnen und Notare (AVNot) vom 6. Mai 2014 (JMBl. 

S. 68), die zuletzt durch die Allgemeine Verfügung vom  
22. September 2022 (JMBl. S. 102) geändert worden ist, vor-
gesehenen Angaben zu enthalten.

IX.

Im Geschäftsbereich der Notarkammer des Landes Brandenburg 
sind

zwei Stellen
für eine Notarassessorin/einen Notarassessor

zu besetzen.

Die Ausschreibung richtet sich in erster Linie an Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die die zweite juristische Staatsprüfung 
in den Prüfungsjahren 2019 bis 2022 abgelegt haben. Mindes
tens eine Prüfung sollte mit der Note „vollbefriedigend“ oder 
besser bestanden worden sein. Schwerbehinderte Bewerbe-
rinnen und Bewerber werden bei gleicher Eignung bevorzugt 
berücksichtigt.

Einzelheiten zum Notaranwärterdienst sind in der Verordnung zur 
Regelung von Angelegenheiten auf dem Gebiet des Notarwesens 
(Notarverordnung – NotV) vom 6. Januar 2015 (GVBl. II S. 3) 
geregelt, die zuletzt durch Verordnung vom 11. Oktober 2022 
(GVBl. II Nr. 69) geändert worden ist.

Bewerbungen sind in dreifacher Ausfertigung an das Ministeri-
um der Justiz des Landes Brandenburg, Abteilung II – Notaran-
gelegenheiten –, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu 
richten und müssen bis zum 15. Dezember 2022 eingegangen 
sein. Sie haben die in Abschnitt II Nummer 3 Buchstabe a bis l 
der Allgemeinen Verfügung des Ministers der Justiz über An-
gelegenheiten der Notarinnen und Notare (AVNot) vom 6. Mai 
2014 (JMBl. S. 68), die zuletzt durch die Allgemeine Verfügung 
vom 22. September 2022 (JMBl. S. 102) geändert worden ist, 
vorgesehenen Angaben zu enthalten.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bewerbungsunterlagen bei 
einer erfolglosen Bewerbung nur zurückgesandt werden, wenn 
der Bewerbung ein frankierter Rückumschlag beiliegt.

Weitere Auskünfte erteilt Herr Dr. Olizeg (Tel.: 0331 866-3231).

Brandenburgisches Oberlandesgericht

I.

Es wird Bewerbungen für folgende Funktionsstelle entgegen-
gesehen:

Behörde:	 Landgericht Cottbus

Funktion: 	� Stellvertretende Geschäftsleiterin/Stell-
vertretender Geschäftsleiter

Arbeitsgebiet:	� Aufgaben der stellvertretenden Ge-
schäftsleiterin bzw. des stellvertre-
tenden Geschäftsleiters im Sinne der 
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Geschäftsstellenordnung ordG-StA 
vom 26. September 2016 (2325-I.005)

Bewertung der Stelle: 	 Bis Besoldungsgruppe A 13 BbgBesO

besetzbar:	� Zum nächstmöglichen Zeitpunkt. Die 
Besetzung erfolgt nach Maßgabe der 
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. 

Formale Voraussetzungen:	

Diese Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beamte 
(m/w/d), die über die durch Laufbahnprüfung erworbene Befä-
higung des gehobenen Justizdienstes oder über die Laufbahn-
befähigung des gehobenen, allgemeinen Verwaltungsdienstes 
verfügen.

Fachliche Anforderungen:	

Besondere Personalführungs- und Leitungskompetenz, insbe-
sondere Fähigkeit zur Anleitung, Motivierung und Führung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie besondere Flexibilität 
und Durchsetzungsvermögen.

Fundierte Kenntnisse im/in:

–	 Beamtenrecht,
–	 Laufbahnrecht,
–	 Besoldungs- und Versorgungsrecht,
–	 Tarifrecht,
–	 Vergütungs- und Entgeltrecht,
–	 Beurteilungsrecht,
–	 Personalvertretungsrecht,
–	 Schwerbehindertenrecht,
–	 der Aktenordnung und den Geschäftsgangbestimmungen.

Fundierte Grundkenntnisse im/in:

–	 Disziplinar- und Arbeitsrecht,
–	 Reise- und Umzugskostenrecht,
–	 Beihilferecht,
–	 Landeshaushaltsrecht,
–	 Beschaffungswesen und Ausschreibungsrecht,
–	 Bau- und Liegenschaftswesen einschließlich 
–	 allen Angelegenheiten der Hausverwaltung,
–	 Bereich der Personalbedarfsberechnung und des Personal

einsatzes unter besonderer Berücksichtigung der Pebb§y-
Grundsätze, 

–	 EDV- und IT-Angelegenheiten. 

Mehrjährige praktische Erfahrungen in verschiedenen Bereichen 
der Justizverwaltung und der Gerichtsorganisation, insbesondere 
in der Personalverwaltung, im Organisationsbereich und in Haus-
verwaltungsangelegenheiten sowie in den Geschäftsabläufen der 
gerichtlichen Praxis werden vorausgesetzt.

Darüber hinaus wird eine überdurchschnittlich ausgeprägte per-
sönliche und soziale Kompetenz entsprechend der im Personal-
entwicklungskonzept für Führungskräfte des nichtrichterlichen 
Dienstes im Geschäftsbereich des Brandenburgischen Oberlan-
desgerichts festgelegten Kriterien erwartet.

Diese Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Bewerbe-
rinnen und Bewerber aus dem Geschäftsbereich des Ministeri-
ums der Justiz des Landes Brandenburg.

Der Präsident des Brandenburgischen Oberlandesgerichts hat 
sich die berufliche Förderung von Frauen zum Ziel gesetzt und 
lädt Frauen ausdrücklich zu einer Bewerbung ein. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
bevorzugt berücksichtigt. 

Die Besetzung der Position ist grundsätzlich auch mit Teilzeit-
kräften möglich. Teilzeitwünsche von Interessentinnen und In-
teressenten sowie deren Vereinbarkeit mit der Position werden 
im konkreten Einzelfall geprüft.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsicht in die Personal-
akten – auch durch die Mitglieder der Personalvertretungen – 
einverstanden sind.

Bewerbungen sind innerhalb von vier Wochen nach der Veröf-
fentlichung auf dem Dienstweg an den Präsidenten des Bran-
denburgischen Oberlandesgerichts, Gertrud-Piter-Platz 11, 
14770 Brandenburg an der Havel zu richten.

II.

Es wird Bewerbungen für folgende Funktionsstelle entgegen-
gesehen:

Gericht:	 Amtsgericht Bad Freienwalde (Oder)
	
Funktion:	 Geschäftsleiterin/Geschäftsleiter

Arbeitsgebiet:	� Aufgaben der Geschäftsleiterin bzw. 
des Geschäftsleiters im Sinne der Ge-
schäftsstellenordnung (ordG-StA) vom 
26. September 2016 (2325-I.005)

Bewertung der Stelle:	� Bis Besoldungsgruppe A 12 BbgBesO 
(gegenwärtig)

besetzbar:	 Sofort
	� Die Besetzung erfolgt nach Maßgabe 

der haushaltsrechtlichen Vorausset-
zungen. 

Formale Voraussetzungen:	

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beamte 
(m/w/d), die über die durch Laufbahnprüfung erworbene Befä-
higung des gehobenen Justizdienstes verfügen.

Fachliche Anforderungen:

Besondere Personalführungs- und Leitungskompetenz, insbe-
sondere Fähigkeit zur Anleitung, Motivierung und Führung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie besondere Flexibilität 
und Durchsetzungsvermögen. 
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Fundierte Kenntnisse im:

–	 Beamten- und Laufbahnrecht,
–	 Besoldungs- und Versorgungrecht,
–	 Tarif- und Entgeltrecht,
–	 Reise-, Trennungsgeld-, Umzugs- und Beihilferecht,
–	 Beurteilungswesen,
–	 Personalvertretungs- und Schwerbehindertenrecht.

Grundkenntnisse im/in:

–	 Landeshaushaltsrecht, 
–	 Bau- und Liegenschaftsrecht,
–	 Beschaffungswesen,
–	 Bereich der Personalbedarfsberechnung und des Personal

einsatzes unter besonderer Berücksichtigung der Pebb§y-
Grundsätze,

–	 EDV-/IT-Angelegenheiten,
–	 Aktenordnung- und Geschäftsgangbestimmungen. 

Persönliche und soziale Kompetenzen:

–	 Überdurchschnittliches Engagement,
–	 Organisationstalent,
–	 gutes Ausdrucksvermögen in Wort und Schrift.

Mehrjährige praktische Erfahrungen in verschiedenen Bereichen 
der Justizverwaltung und der Gerichtsorganisation, insbesonde-
re in der Personalverwaltung, im Organisationsbereich und in 
Hausverwaltungsangelegenheiten sowie in den Geschäftsabläu-
fen der gerichtlichen Praxis werden vorausgesetzt. 

Diese Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Bewerbe-
rinnen und Bewerber aus dem Geschäftsbereich des Präsidenten 
des Brandenburgischen Oberlandesgerichts.

Der Präsident des Brandenburgischen Oberlandesgerichts ge-
währleistet die berufliche Gleichstellung von Frauen und Män-
nern nach dem Landesgleichstellungsgesetz. Schwerbehinderte 
Personen werden bei gleicher Eignung entsprechend der gesetz-
lichen Bestimmungen bevorzugt berücksichtigt.

Die Besetzung der Position ist grundsätzlich auch mit Teilzeit-
kräften möglich. Teilzeitwünsche von Interessentinnen und In-
teressenten sowie deren Vereinbarkeit mit der Position werden 
im konkreten Einzelfall geprüft. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten – auch durch die Mitglieder der Personalvertre-
tungen – einverstanden sind.

Bewerbungen sind binnen einem Monat nach der Veröffentli-
chung in JustiNe global – landesweit – auf dem Dienstweg an 
den Präsidenten des Brandenburgischen Oberlandesgerichts, 
Gertrud-Piter-Platz 11 in 14770 Brandenburg an der Havel zu 
richten.

III.

Rücknahme einer Stellenausschreibung

Die im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg vom  
17. Januar 2022 veröffentlichte Ausschreibung einer Stelle einer 
Geschäftsleiterin/eines Geschäftsleiters beim Amtsgericht Fürs
tenwalde/Spree wird zurückgenommen.

IV.

Es wird Bewerbungen für folgende Funktionsstelle entgegen-
gesehen:

Gericht:	 Amtsgericht Fürstenwalde/Spree

Funktion:	� Geschäftsleiterin/Geschäftsleiter (m/w/d)

Arbeitsgebiet:	� Aufgaben der Geschäftsleiterin bzw. 
des Geschäftsleiters im Sinne der Ge-
schäftsstellenordnung ordG-StA vom 
26. September 2016 (2325-I.005)

Bewertung der Stelle:	� Bis Besoldungsgruppe A 13 BbgBesO 
(gegenwärtig)

besetzbar:	� Zum nächstmöglichen Zeitpunkt. Die 
Besetzung erfolgt nach Maßgabe der 
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. 

Formale Voraussetzungen:

Diese Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beamte 
(m/w/d), die über die durch Laufbahnprüfung erworbene Befä-
higung des gehobenen Justizdienstes verfügen.

Fachliche Anforderungen:

Besondere Personalführungs- und Leitungskompetenz, insbe-
sondere Fähigkeit zur Anleitung, Motivierung und Führung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie besondere Flexibilität 
und Durchsetzungsvermögen. 

Fundierte Kenntnisse im:

–	 Beamten- und Laufbahnrecht,
–	 Besoldungs- und Versorgungrecht,
–	 Tarif- und Entgeltrecht,
–	 Reise-, Trennungsgeld-, Umzugs- und Beihilferecht,
–	 Beurteilungswesen,
–	 Personalvertretungs- und Schwerbehindertenrecht.

Grundkenntnisse im/in:

–	 Landeshaushaltsrecht, 
–	 Bau- und Liegenschaftsrecht,
–	 Beschaffungswesen,
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–	 Bereich der Personalbedarfsberechnung und des Personal
einsatzes unter besonderer Berücksichtigung der Pebb§y-
Grundsätze,

–	 EDV-/IT-Angelegenheiten,
–	 Aktenordnung- und Geschäftsgangbestimmungen. 

Persönliche und soziale Kompetenzen:

–	 Überdurchschnittliches Engagement,
–	 Organisationstalent,
–	 gutes Ausdrucksvermögen in Wort und Schrift.

Mehrjährige praktische Erfahrungen in verschiedenen Bereichen 
der Justizverwaltung und der Gerichtsorganisation, insbesonde-
re in der Personalverwaltung, im Organisationsbereich und in 
Hausverwaltungsangelegenheiten sowie in den Geschäftsabläu-
fen der gerichtlichen Praxis werden vorausgesetzt. 

Diese Ausschreibung richtet sich an Bewerberinnen und Bewer-
ber aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz.

Der Präsident des Brandenburgischen Oberlandesgerichts ge-
währleistet die berufliche Gleichstellung von Frauen und Män-
nern nach dem Landesgleichstellungsgesetz. Schwerbehinderte 
Personen werden bei gleicher Eignung entsprechend der gesetz-
lichen Bestimmungen bevorzugt berücksichtigt.

Die Besetzung der Position ist grundsätzlich auch mit Teilzeit-
kräften möglich. Teilzeitwünsche von Interessentinnen und In-
teressenten sowie deren Vereinbarkeit mit der Position werden 
im konkreten Einzelfall geprüft. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten – auch durch die Mitglieder der Personalvertre-
tungen – einverstanden sind.

Bewerbungen sind binnen einem Monat nach der Veröffentli-
chung in JustiNe global – landesweit – auf dem Dienstweg an 
den Präsidenten des Brandenburgischen Oberlandesgerichts, 
Gertrud-Piter-Platz 11 in 14770 Brandenburg an der Havel zu 
richten.
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